
Direktive Nr. 24
Entfernung von Nationalsozialisten und Personen, die den Bestrebungen 

der Alliierten feindlich gegenüberstehen, aus Ämtern und 
verantwortlichen Stellungen

Der Kontrollrat erläßt die folgende Direktive:
1. Zweck und Ziel

Die Dreimächte-Konferenz in Berlin stellte als Ziel der Besetzung 
Deutschlands unter anderem fest: Die Entfernung aller Mitglieder der 
Nationalsozialistischen Partei, die ihr aktiv und nicht nur nominell an­
gehört haben, und aller derjenigen Personen, die den Bestrebungen der 
Alliierten feindlich gegenüberstehen, aus öffentlichen und halb öffentlichen 
Ämtern und aus verantwortlichen Stellungen in bedeutenden privaten Unter­
nehmen. Diese sind durch solche Personen zu ersehen, die nach ihrer poli­
tischen und moralischen Einstellung für fähig erachtet werden, die Ent­
wicklung wahrer demokratischer Einrichtungen in Deutschland zu fördern.

2. Begriffsbestimmungen
a) Als Personen, die der Partei „aktiv und nicht nur nominell angehört 

haben“ und solche, „die den Bestrebungen der Alliierten feindlich 
gegenüberstehen“, sind anzusehen:

I. Personen, die als Amtsträger oder in anderer Weise in der Partei, 
von den Orts- bis hinauf zu den Reichsstellen, oder in einer der ihr 
angeschlossenen oder in solchen Organisationen, die militaristische 
Lehren fördern, aktiv tätig waren;

II. Personen, die nationalsozialistische Verbrechen, Rasseverfolgungen 
oder ungleichmäßige und ungerechte Behandlung gutgeheißen oder 
an solchen Taten willig teilgenommen haben;

III. Personen, die offen erklärte Anhänger des Nationalsozialismus 
oder militaristischer oder Rassenlehren waren, oder

IV. Personen, welche freiwillig der NSDAP, deren Führern oder 
Hoheitsträgern wesentlichen moralischen oder materiellen oder 
politischen Beistand irgendeiner Art geleistet haben.

b) Der Ausdruck „öffentliches Amt“ schließt alle Staats- und Gemeinde­
beamten oder Angestellten ein, die von Mitgliedern leitender Organe 
politischer Parteien, Gewerkschaften und anderer öffentlicher Organi­
sationen bekleidet werden, mit Ausnahme solcher, die ihrer geringen 
Bedeutung wegen die derzeitigen oder zu bestellenden Inhaber nicht in 
die Lage versehen, alliierte Interessen zu gefährden oder den alliierten 
Grundsä^en und Bestrebungen zuwiderlaufende Handlungen zu be­
gehen. Diese Begriffsbestimmung zieht notwendigerweise zumindest die 
Prüfung aller Personen in öffentlichen Ämtern, sofern diese nicht nur 
gewöhnliche Arbeiten verrichten, nach sich. Unter „gewöhnlicher 
Arbeit“ sind Arbeiten oder Dienstleistungen — sei es gelernte oder 
ungelernte Arbeit oder Bürodienst — in untergeordneter Stellung zu 
verstehen, in welcher der Arbeitende keinerlei beaufsichtigende, leitende

110


